
IV. Die Reaktionen auf den 1. April 1933:
Protest und Plädoyer für Vernunft und Anstand

Die von der NSDAP Ende März angekündigte und
am 1. April 1933 in Szene gesetzte Boykott-Aktion
brachte für die Juden nach den Wochen bangen
Ahnens das erste tiefe Erschrecken und das erste
Signal, daß die Nationalsozialisten sich nicht, wie
gehofft, auf die gewohnten antisemitischen Dekla-
mationen beschränken würden. Die Proteste und
Verwahrungen, die Ende März von jüdischen Offi-
ziellen verfaßt wurden, bestanden aus einer Mi-
schung aus feierlicher Zurückweisung der „unge-
heuerlichen Anschuldigungen, die gegen uns deut-
sche Juden erhoben werden“, aus entschiedener
Distanzierung von der ausländischen Presse, die mit
ihrer Berichterstattung über die Judenpolitik der
Hitler-Regierung den Vorwand für den April-Boy-
kott geliefert hatte, und aus Appellen an Anstand
und Vernunft. In keinem dieser Dokumente, die
den Regierungsstellen aller Ebenen bis hinauf zur
Reichskanzlei zugestellt oder in der jüdischen
Presse veröffentlicht wurden, fehlte der Hinweis
auf die jüdischen Opfer im Ersten Weltkrieg. So
schrieb Dr. Alfred Neumeyer als Präsident der
Bayerischen Israelitischen Gemeinden „in tiefer
Ergebenheit“ an den neuen Ministerpräsidenten
von Bayern. General von Epp: „Wir deutschen Ju-
den haben stets für Deutschland gearbeitet, viele
Tausende von uns haben im Krieg ihr Leben für
Deutschland geopfert, das Wohl des Vaterlandes
war uns stets die höchste Aufgabe. Wir können und
wollen den Maßnahmen, die sich gegen uns wen-
den, nicht mit äußeren Mitteln entgegentreten.
Aber wir werden sie standhaft ertragen im Bewußt-
sein. daß uns schweres Unrecht geschieht. Der gött-
liche Herrscher der Welt wird uns die Kraft dazu
geben. Wir beten zu ihm, daß er unseren deutschen
Volksgenossen bald die Einsicht schenken möge,
daß der Weg zum großen Ziel des nationalen Wie-
deraufbaues Deutschlands nicht über die Unter-
drückung der Juden geht.“ )18

An den frischgebackenen Oberpräsidenten der Pro-
vinz Hannover, den SA-Führer Viktor Lutze,
schrieb der zweite Vorsitzende der Ortsgruppe des
Reichsbunds jüdischer Frontsoldaten in Hannover,
als einstiger Frontkämpfer und Offizier könne er es
nicht mit seiner Ehre vereinbaren, „zuzusehen, wie
gegen die jüdische Gemeinschaft ohne Unterschied
ihrer Einstellung und Vergangenheit Vorwürfe ge-
richtet werden, die nicht nur ihre materielle Exi-
stenz vernichten, sondern was noch schlimmer ist.
ihre Ehre in den Staub ziehen“ ).19

27

Weniger selbstbewußt wurde auf höherer Ebene
agiert. Der Centralverein deutscher Staatsbürger
jüdischen Glaubens hatte am 24. März eine Pres-
seerklärung herausgegeben, in der es hieß: „Das
deutsche Volk befindet sich seit Wochen in einem
politischen Umschwung gewaltigen Ausmaßes.
Hierbei ist es zu politischen Racheakten und Aus-
schreitungen auch gegen Juden gekommen. Die
Reichsregierung wie die Länderregierungen haben
sich mit Erfolg bemüht, möglichst schnell Ruhe und
Ordnung wiederherzustellen. Der Befehl des
Reichskanzlers, Einzelaktionen zu unterlassen, hat
seine Wirkung getan.“ ) Der „Völkische Beobach20 -
ter“ hielt indes auch diesen Beschwichtigungsver-
such für eine jüdische Frechheit und prophezeite:
„Auch dieser Central-Verein mit dem irreführen-
den Namen .deutscher Staatsbürger jüdischen 
Glaubens* wird sich an die Tatsachen gewöhnen
müssen, die die wahrhaft berechtigte Ausschaltung
des Judentums auf allen Gebieten des deutschen
Lebens mit sich bringen.“218 )

18) Zit. nach Hans Lamm (Hrsg.). Vergangene Tage. Jüdi-
sche Kultur in München. München 1982. S. 431.
19) Zit. nach Ulrich Dunker. Der Reichsbund jüdischer
Frontsoldaten 1919—1938. Geschichte eines jüdischen Ab-
wehrvereins. Düsseldorf 1977. S. 193.

20) C. V.-Zeitung vom 30. März 1933.
21) Zit. nach Jüdische Rundschau vom 28. März 1933.

Die Zionistische Vereinigung für Deutschland er-
hob in ihrer Erklärung vom 26. März weltweiten
Einspruch „gegen jede deutschfeindliche Propa-
ganda“, gegen „alle nicht der Wahrheit entspre-
chenden Greuelmeldungen und gewissenlose Sen-
sationsnachrichten“, und die „Jüdische Rund-
schau“ beteuerte am Tag vor dem Boykott noch
einmal, die „Greuelpropaganda“ im Ausland sei
nicht jüdischen Ursprungs. Ob man in der Redak-
tion der „Jüdischen Rundschau“ den folgenden Satz
wirklich glaubte, muß dahingestellt bleiben: „Wir
sind überzeugt, daß auch große Teile der national-
sozialistischen Partei und selbst ihre höchsten Füh-
rer, die in dieser Zeit mit anderen Geschäften über-
lastet sind, die wirklichen Zusammenhänge nicht
entsprechend würdigen.“ Vermutlich wußten die
Redakteure es besser, wollten aber nichts unver-
sucht lassen, den Schaden zu begrenzen.

Die Mahnung zur Vernunft wurde immerhin mit
einiger Skepsis artikuliert, wenn es hieß, die
NSDAP habe heute die unbeschränkte Macht in
Deutschland und könne den angeordneten Boykott
durchführen. Die deutschen Juden würden dann 
zur Auswanderung gezwungen, aber ein solcher
beispielloser Vorgang würde der Hilfe von legiti-
mierten völkerrechtlichen Instanzen bedürfen. Daß
so etwas geschehe, könne man nicht glauben, weil
sich die Machthaber doch nicht der Wahrheit ver-
schließen könnten, daß das Judentum keinen
Kampfgegen oder in Deutschland erstrebe. Freilich
sei es Heuchelei, zu behaupten, daß die „nationale
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Revolution“ von den Juden freudig begrüßt worden
sei, da der siegreiche deutsche Nationalismus im
Zeichen radikaler Judenfeindschaft stehe. Trotz-
dem habe das nationale Judentum — gemeint wa-
ren die Zionisten — volles Verständnis „für jede
nationale Bewegung und besonders auch für jede
Erhebung gegen einen unerträglichen, die Ehre
eines Volkes verletzenden Druck“22 ).

22) Jüdische Rundschau vom 31. März 1933 (Versuch einer
Klärung).
23) Aufruf vom 30. März 1933. in: Frankfurter Israelitisches
Gemeindeblatt, zit. nach Dokumente zur Geschichte der
Frankfurter Juden 1933—1945. Frankfurt 1963. S. 17.
24) Zit. nach K. J. Herrmann (Anm. 6). S. 60f.
25) Zit. nach Kurt Jakob Ball-Kaduri. Das Leben der Juden
in Deutschland im Jahre 1933. Ein Zeitbericht. Frankfurt
1963, S. 90f.; andere Beispiele jüdischer Selbstbehauptung
und jüdisches Widerstands in: Wolfgang Dreßen (Hrsg.).
Jüdisches Leben. Berlin 1985. S. 66; Konrad Kwiet/Helmut 
Eschwege. Selbstbehauptung und Widerstand. Deutsche Ju-
den im Kampf um Existenz und Menschenwürde 1933—
1945. Hamburg 1984. S. 217 ff.; siehe auch Arnold Paucker.
Jewish Self-Defence. in: ders. (Anm. 1). S. 55ff.

Stellungnahmen innerhalb der jüdischen Gemein-
den waren darauf abgestimmt, Trost zu spenden,
Zuversicht zu stärken und die Hoffnung zu verbrei-
ten. daß das Eintreten für den Fortbestand der bür-
gerlichen Gleichberechtigung der Juden in
Deutschland wenn nicht Erfolg haben würde, so
doch wenigstens in Besonnenheit und Würde ge-
schehe. „Verzagt nicht! Schließt die Reihen!“, rief
der Vorstand der Frankfurter Israelitischen Ge-
meinde seinen Gemeindemitgliedern zu: „Kein eh-
renhafter Jude darf in dieser Zeit fahnenflüchtig
werden. Helft uns. das Vätererbe zu bewahren, und 
wenn die Not der Zeit den Einzelnen hart anfaßt, so
gedenkt der Worte, die wir am bevorstehenden Pes-
sachfest, dem Fest der Befreiung, von altersher
sprechen: ,Von Geschlecht zu Geschlecht sind sie
gegen uns aufgestanden, uns zu vernichten. Aber
der Heilige, gelobt sei Er. hat uns aus ihrer Hand
errettet.4“ 23)
Die offizielle Reaktion der Repräsentanten des
deutschen Judentums auf die Boykott-Ankündi-
gung bestand in einem Appell an den Reichskanz-
ler, in dem sie beteuerten, daß sie sich „mit allen

Fasern ihres Herzens der deutschen Heimat ver-
bunden“ fühlten. Das Plädoyer, Rechtsverwahrung
und Hilferuf in einem, schloß mit Beschwörungen:
„Wir rufen dem deutschen Volke, dem Gerechtig-
keit stets höchste Tugend war, zu: Der Vorwurf,
unser Volk geschädigt zu haben, berührt aufs tiefste
unsere Ehre. Um der Wahrheit willen und um unse-
rer Ehre willen erheben wir feierlich Verwahrung
gegen diese Anklage. Wir vertrauen auf den Herrn
Reichspräsidenten und auf die Reichsregierung,
daß sie uns Recht und Lebensmöglichkeit in unse-
rem deutschen Vaterlande nicht nehmen lassen
werden. Wir wiederholen in dieser Stunde das Be-
kenntnis unserer Zugehörigkeit zum deutschen
Volke, an dessen Erneuerung und Aufstieg mitzu-
arbeiten unsere heiligste Pflicht, unser Recht und
unser sehnlichster Wunsch ist.“24 )

Gegen solche Erklärungen standen die Aktionen
einzelner wie des jungen zionistischen Rabbiners
und Jugendführer Joachim Prinz. Prinz gestaltete
den Sabbatgottesdienst im Berliner Friedenstempel
vor dem Boykott-Tag zu einer dramatischen De-
monstration jüdischen Selbstverständnis und er-
klärte in seiner Kanzelrede: „Wir Juden werden
unser Judentum verteidigen, wir haben keine Waf-
fen, denn das ist unsere Waffe.“25 ) Bis zu seiner
Auswanderung nach New York im Jahre 1937
wurde der unerschrockene Mann mehrfach verhaf-
tet, weil er die Kanzel immer wieder zum Forum
jüdischer Selbstbehauptung und der Anklage gegen
die nationalsozialistische Diktatur machte.

V. Die Wendung nach innen — „Ja-Sagen zum Judentum“

Die jüdischen Reihen schlossen sich auch nach dem
1. April 1933 nur zögernd. Das Bedürfnis nach Po-
sitionsbestimmung. nach Definition des jüdischen
Selbstverständnisses, nach der Wiederbelebung jü-
discher Eigenart wurde allenthalben artikuliert und 
— streng nach Richtungen geschieden — zur wich-
tigsten Forderung der Zeit erhoben. In der jüdi-
schen Presse tauchte verschiedentlich folgender
Gedankengang auf: Der Nationalsozialismus sei

Ausdruck der Selbstbesinnung der deutschen Men-
schen, er stehe für die nationale Wiedergeburt des
deutschen Wesens, und die Antwort auf jüdischer
Seite müsse (schon weil der Antisemitismus der
Nationalsozialisten dies erzwinge) in der Rückbe-
sinnung auf traditionelle jüdische Werte und Lei-
stungen bestehen.

Das wurde von den einzelnen Fraktionen des Ju-
dentums ganz unterschiedlich verstanden. Die Zio-
nisten warfen den Mitgliedern des Centralvereins
vor, sie erschöpften sich in der Aufzählung der Lei-
stungen und Verdienste, die das deutsche Judentum
zugunsten der deutschen Nation erbracht habe, um
mit dem Goethe-Wort „Wenn ich dich liebe, was
geht’s dich an“ zu resignieren. Die Zionisten ver-
langten statt dessen ein energisches Bekenntnis zum
Judentum und die Auseinandersetzung in „der Ju-
denfrage“ mit dem „Deutschtum“, die sie sich frei-
lich ehrenvoller gedacht hatten: „Wir hätten ge-
wünscht, daß die Initiative rechtzeitig von den Ju-
den ausgegangen wäre oder daß wenigstens in ei-
nem Stadium, wo die Zuspitzung der Lage bereits
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offenkundig war, die deutschen Juden das Wesen
des Geschehens begriffen hätten.“26 )

26) Jüdische Rundschau vom 13. April 1933 (Jüdische Zwi-
schenbilanz); vgl. Robert Weltsch. Die deutsche Judenfrage.
Ein kritischer Rückblick. Königstein/Ts. 1981. S. 73 f.
27) Werkleute-Bund deutsch-jüdischer Jugend, Rundbrief
vom 21. April 1933. Kibbuz-rchiv Hasorea, Israel.
28) Vgl. Jehuda Reinharz, Hashomer Hazair in Nazi Ger-
many, in: A. Paucker (Anm. 1), S. 317ff., und den unge-
druckten Diskussionsbeitrag von Abraham Schiff. Der Ha-
schomer Hazair unter der NS-Herrschaft, Kibbuz-Archiv
Daliah, Israel.

29) Der Israelit vom 23. März 1933 (Nechunia, Die Losung
der Stunde).
30) Der Israelit vom 7. April 1933 (Ein offenes Wort im
Namen der Religion).
31) An unsere jüdischen Brüder und Schwestern, Aufruf in:
Der Israelit vom 7. April 1933.

Besonders kritisch äußerten sich die jungen Juden,
die sich in der zionistischen Jugendbewegung enga-
gierten und nach bewußt jüdischen Antworten auf
die nationalsozialistische Herrschaft suchten. Im
Rundschreiben des Kreises „Werkleute — Bund
deutsch-jüdischer Jugend“ wurden Ende April 1933
die Motive dargelegt, warum diese jungen Leute,
die bisher als Juden entschieden in Deutschland
engagiert waren, nun entschlossen waren, einen
Kibbuz in Palästina aufzubauen. Sie wollten zwar
nichts übereilen, sich aber auch nicht richtungslos
treiben lassen und „vor allem nicht der bei Eltern
heute recht häufigen Panikstimmung nachgeben“.
Aber auch die Bitterkeit über die Zerrissenheit in-
nerhalb der deutschen Judenheit wurde deutlich
artikuliert: „Wir meinen, daß die vielen Mißstände,
die wir heute im deutschen Judentum sehen, ganz
weitgehend an seiner jüdisch-geistigen Substanzlo-
sigkeit liegen. Denn wir sind enttäuscht von den
deutschen Juden. Wir hatten gehofft, daß die jüdi-
sche Antwort auf das Geschehen nur eine sein
würde: restlose Solidarität, innere Einkehr, Revi-
sion der bisherigen Überzeugungen, echte Sorge
um die Gemeinschaft. Statt dessen sehen wir Ver-
neinung, krassen Egoismus, bei großen Organisa-
tionen mangelnden Mut zum wirklichen Neuden-
ken, Schimpfen statt Besinnung.“27)

Die „Werkleute“ standen ideologisch dem „Ha-
schomer Hazair“ nahe, einer in Galizien gegründe-
ten zionistischen Jugendgruppe, die ihren politi-
schen Standort links von der Sozialdemokratie und 
in ihrem lebensreformerischen Anspruch elitäre
Züge hatte. „Werkleute“ und „Haschomer Hazair“
waren — trotz ihrer geringen Zahl — als Siedler
erfolgreich. Kibbuzim wie Hasorea und Daliah sind
Beweise dafür28 ).

Von orthodoxer Seite wurde die Erneuerung aus
dem Geist der jüdischen Religion propagiert, was
im Aufruf zur Teschuwo (Umkehr und Buße) gip-
felte. Kritik an der Uneinigkeit der Juden mischte
sich mit Sendungsbewußtsein: „Warum schweigen
die Führer, die Berufenen in diesen schicksalsträch-
tigen Tagen . . . wahrlich, stünde heute die Ortho-
doxie da, markvoll, kernig und geschlossen, jene
zahlreichen liberalen, assimilierten, pseudojüdi-
schen Kreise würden aufhorchen, Sicherheit suchen
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und Richtschnur bei den Getreuen der
Thora.“29 )

Der Eifer der Frommen ging weit, und die Notwen-
digkeit der Erneuerung aus dem Geist der Religion
wurde auch aus der Ablehnung von Zionismus und 
Assimilantentum begründet. Es sei ein tragisches 
Verhängnis, daß der Nationalsozialismus „bei der
Prüfung seiner Beziehungen zum deutschen Juden-
tum überhaupt noch nicht auf die historische jüdi-
sche Religion und deren Repräsentanten, die
deutsch-jüdische Orthodoxie“ gestoßen sei. Denn
der geschichtliche Sinn des jüdischen Menschen in
der deutschen Gegenwart könne nur von der histo-
rischen jüdischen Religion erfaßt und gedeutet wer-
den. Selbstbesinnung und Selbsterneuerung des
deutschen Judentums müßten daher in der Wieder-
anknüpfung an die religiösen Traditionen bestehen.
Dann werde auch das deutsche Volk, das sich so-
eben auf seine eigene Geschichte besinne,
„Deutschlands Juden verstehen, wenn sie in ihrer
geschichtlich beglaubigten Gestalt, als Menschen 
der überlieferten Religion, in seiner Mitte wei-
len“ ).30

Die traditionell-gesetzestreuen und orthodoxen
Rabbiner Deutschlands deuteten in einem Aufruf
im April die Ereignisse des Frühjahrs 1933 als hö-
here Fügung, die in harter Sprache zur deutschen
Judenheit spreche, „um durch Heldenmut in Leid
und Kummer uns auf eine höhere Stufe sittlichen
religiösen Menschentums emporzuheben“, und for-
derten, vor allem zwei Wege zur Umkehr zu be-
schreiten, die Heiligung des Sabbats und die Beob-
achtung der Speisegesetze. In der Mißachtung die-
ser Religionsgesetze sahen sie historische Schuld,
die zu überwinden den Anfang der Umkehr be-
deute31 ).

Die Widrigkeiten des Alltags wurden aber bald für
gesetzestreue Juden zu großen Problemen. Die
Veränderung der Lebensumstände im nationalso-
zialistischen Deutschland traf die frommen Juden in
doppelter Hinsicht: Mit der beruflichen Situation
war auch das religiöse Leben tangiert. Das galt ins-
besondere für die „Landjuden“, die Viehhandel
trieben: Wenn sich nun keine nichtjüdischen Ar-
beitskräfte oder hilfsbereite Nachbarn mehr fan- '
den, die am Sabbat die Kühe molken, mußte der
Rabbiner klären (und dabei die wirtschaftlichen
Existenzprobleme der Betroffenen abwägen), ob 
die „Landjuden“ von dem religiösen Gesetz der
Arbeitsruhe am Sabbat suspendiert werden könn-
ten, ob der Schaden tragbar sei; denn gegen Über-
lassung der Milch hätten die nichtjüdischen Helfer
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die Kühe schon gemolken. Das hätte immerhin die
Quälerei des Viehs, die der Rabbi ebenfalls be-
dachte, verhindert, aber eine empfindliche Schädi-
gung der jüdischen Besitzer bedeutet. Diese Pro-
bleme standen u. a. in Würzburg und Fulda zur
Debatte, nachdem die christlichen Nachbarn den
Juden die traditionelle Hilfe am Sabbat verweigert
hatten32 ).

32) Rabbi H. J. Zimmels. The Echo of the Nazi Holocaust in
Rabbinic Literature. London 1977, S. 7f. — Hier u. a. auch
eine Schilderung der Probleme, die für die orthodoxen Juden
durch das Verbot der rituellen Schlachtung (Shehitah) ent-
standen.
33) Jüdische Rundschau vom 4. April 1933.
34) C. V.-Zeitung vom 6. April 1933.

35) Vgl. Kurt Jakob Ball-Kaduri. Vor der Katastrophe. Ju-
den in Deutschland 1934—1939. Tel Aviv 1967; Günter
Bernd Ginzel. Jüdischer Alltag in Deutschland 1933—1945.
Düsseldorf 1984. Immer noch wichtig sind auch die zeitge-
nössischen Publikationen im Ausland: Die Lage der Juden in
Deutschland 1933. Das Schwarzbuch. Tatsachen und Doku-
mente. hrsg. vom Comite des Delegations Juives. Paris 1934
(Reprint Frankfurt 1983). und Der gelbe Fleck. Die Ausrot-
tung von 500 000 deutschen Juden (Vorwort Lion Feucht-
wanger). Paris 1936.
36) Bundesarchiv Koblenz. R 43 11/602.

Die „Jüdische Rundschau“ wurde im Frühjahr 1933
zum geistigen Wegweiser für die deutschen Juden
durch eine Folge von Artikeln, die mit dem vielzi-
tierten Aufsatz „Tragt ihn mit Stolz, den gelben
Fleck!“ des Chefredakteurs Robert Weltsch einen
bedeutenden Auftakt hatte33 ). Der 1. April könne
und müsse der Tag des jüdischen Erwachens und
der jüdischen Wiedergeburt sein. Daß der jüdische
Neubeginn im Zeichen des Zionismus stehen
müsse, verstand sich für die „Jüdische Rundschau“
und ihre Leser von selbst. Die Zionisten waren nach
dem 1. April 1933. an dem den deutschen Juden
nachdrücklich demonstriert wurde, daß ihr Heimat-
recht in Deutschland ausgelöscht werden sollte, die
einzige Fraktion der deutschen Judenheit, die eine
Perspektive bot. Die Durchhalteparolen der Zei-
tung des Centralvereins hingegen waren wenig
tröstlich. „Haltung!“ lautete dort die Losung, und
der Historiker Ismar Elbogen propagierte unter
dieser Überschrift: „Denken wir an die Geschichte
unserer Väter, die immer wieder solche Katastro-
phen erlebt und dennoch den Lebenswillen nicht
aufgegeben haben!“34 )

Die Schlußfolgerung lautete, die Lage der deut-
schen Juden sei nur so lange verzweifelt, als sie an
sich selbst zweifelten, eine Gemeinschaft gehe nicht
unter, solange sie sich nicht selbst aufgebe. In die
Praxis umgesetzt, bedeutete das Wohlfahrtsmaß-
nahmen und Existenzsicherung auf bescheidenem
Niveau. Berufsumschichtung und andere Anstren-
gungen der jüdischen Selbsthilfe wie Wirtschaftsbe-
ratung. genossenschaftliche Zusammenschlüsse
und Arbeitsvermittlung. Dieser Weg wurde in den
folgenden Jahren beschritten. Mit bewundernswer-
tem Einsatz bemühten sich Organisationen wie die 
„Zentralstelle für jüdische Wirtschaftshilfe“ oder
der „Zentralausschuß der deutschen Juden für Hilfe
und Aufbau“ um ein Notdach. Zukunftweisend
konnten diese Anstrengungen aber nicht sein, und 
mehr und mehr war diese Arbeit von der bitteren
Erkenntnis geprägt, daß es für Juden in Deutsch-
land keine Existenzmöglichkeit mehr gab. Daß die
Vertreter der Juden den Lebensraum, der blieb
(wenngleich er immer kleiner wurde), verteidigten

und daß viele sich an ihr Dasein in Deutschland
klammerten, war nur natürlich35 ).

Unter den vielen Denkschriften, die von Vertretern
der Juden an die Reichsregierung adressiert wur-
den, gab es auch eine vom Oktober 1933, die die
orthodox-jüdischen Organisationen verfaßt hatten.
Wegen ihrer strengen Gesetzestreue galten sie den
liberalen und assimilierten Juden als weltfremd und
altmodisch, sie standen auch im Rufe besonderer
Leidensfähigkeit. Wenn es Versuche zur Anpas-
sung oder gar Anbiederung an die Verhältnisse ge-
geben hatte, so gehört dieses Schreiben der ortho-
doxen Juden an Hitler sicher nicht dazu. Nach der
Zurückweisung der antijüdischen Propagandaphra-
sen wurde hier die Lage der Juden in Deutschland
nach einem halben Jahr NS-Herrschaft als unerträg-
lich bezeichnet und bemerkt, die deutsche Regie-
rung könne leicht in den Verdacht geraten, sie be-
treibe bewußt die Vernichtung des deutschen Ju-
dentums. Wenn dies aber zutreffe, dann zögen es
die Vertreter der Orthodoxie vor, der Realität ins
Auge zu sehen: „Wenn Sie, Herr Reichskanzler,
und die von Ihnen geführte nationale Regierung,
wenn die verantwortlichen Mitglieder der Reichs-
leitung der NSDAP sich in der Tat als Endziel die
Ausmerzung des deutschen Judentums aus dem
deutschen Volke gesetzt haben sollten, dann wollen
wir uns nicht länger Illusionen hingeben und lieber
die bittere Wahrheit erfahren.“36 )

Die Erkenntnis, daß die Basis jüdischen Lebens in
Deutschland verloren ging, war im Frühjahr 1933
jedoch noch nicht besonders verbreitet. Der Schock
der Boykott-Aktion stärkte freilich die Autorität
der Zionisten, die — je radikaler sich das NS-Re-
gime gab und je bedrohlicher die Situation für die
Juden in Deutschland wurde — sich darauf berufen
konnten, mit ihrer Propaganda zur Stärkung des
jüdischen Selbstbewußtseins und zur Gründung ei-
ner eigenen Nation auf palästinensischem Boden
auf dem richtigen Wege zu sein, und dies schon seit
langer Zeit. Die Leitartikel in der „Jüdischen
Rundschau“, die zur Erneuerung des Judentums
aufriefen, gaben in der Folgezeit auch vielen Nicht-
zionisten moralischen Halt. Unter dem Titel „Ja-
Sagen zum Judentum“ wurde konstatiert, das Ge-
meinschaftsgefühl unter Juden sei stärker gewor-
den. Jüdische Menschen, die vor kurzem noch acht-
los und gleichgültig aneinander vorbeigingen, seien
einander nähergekommen. „Man empfindet den
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Juden als Schicksalsgenossen, als Bruder. Jüdische
Menschen können wieder miteinander sprechen.“
Aber darum ging es nicht in erster Linie. Die welt-
anschaulichen Differenzen im Judentum ver-
schwanden keineswegs plötzlich in der Versenkung,
die Funktionäre des Centralvereins warnten auch
weiterhin davor, sich durch die bewußte und de-
monstrative Hinwendung zum Jüdischen, in Grup-
penisolation — gemeint war: ins Ghetto — zu bege-
ben. Die Zionisten hatten indessen mit ihrem Ap-
pell „Ja-Sagen zum Judentum“ eine Aufbruchstim-
mung erzeugt, die nicht nur nach Taten — etwa der
„Hachscharah", der Ertüchtigung fürs Siedlerle-
ben — drängte, sondern auch zur Suche nach einem
neuen jüdischen Selbstgefühl, einer Bestimmung
des Standorts: „Wir Juden, die wir die jüdische 
Gemeinschaft nicht als ,aufgezwungen‘ betrachten,
sondern als eine natürliche geschichtliche Gegeben-
heit, zu der wir innerlich ja sagen und aus der heraus
wir unser gesamtes Leben gestalten wollen, nehmen
für uns in Anspruch, die deutsche Bildung und Kul-
tur, in der wir aufgewachsen sind, als unentwindba-
ren Besitz zu behalten und als deutsche Bürger für 
das Ganze einzustehen.“37 )

37) Jüdische Rundschau vom 16. Mai 1933 (Ja-Sagen zum
Judentum!). Die Artikelfolge erschien unter dem Titel „Ja-
Sagen zum Judentum!“ auch als Buch.
38) Jüdische Rundschau vom 30. Mai 1933 (Mach unsere
Rücken wieder gerade).
39) C. V.-Zeitung vom 5. Oktober 1934 (Die Wendung nach
innen).

40) Der Brief war als Einleitung zur damals nicht zustande
gekommenen Festschrift zu Leo Baecks 60. Geburtstag ge-
dacht. Abgedruckt in: Bulletin Leo Baeck Institute, 18
(1979) 55. S. HL; vgl. Werner E. Mosse/Arnold Paucker
(Hrsg.), Entscheidungsjahr 1932. Zur Judenfrage in der End-
phase der Weimarer Republik, Tübingen 19662; siehe auch
Robert Weltsch (Hrsg.), Deutsches Judentum. Aufstieg und
Krise. Gestalten, Ideen, Werke, Stuttgart 1963.

In anderem Artikel findet sich die Mahnung zum
jüdischen Erwachen, ganz unabhängig von der

deutschen Judenpolitik und einer theoretisch denk-
baren Wiederherstellung der formalen Gleichbe-
rechtigung. Harte Arbeit müßten die Juden an sich
selbst leisten mit dem Ziel eines neuen, selbstbe-
wußten Judentums. Ebensowenig wie die Taufe als
Eintrittsbillet in die deutsche Gesellschaft eine 
brauchbare Lösung jüdischer Probleme gewesen
sei, könne man jetzt darauf vertrauen, sich durch
individuellen Übertritt in andere geographische 
Gefilde zu retten. Die Bemerkung, daß die Völker
andere Sorgen hätten als das Los der deutschen
Juden, sollte sich nur zu bald für viele als bittere
Wahrheit herausstellen38).

Eine „Wendung nach innen“ wollten auch die An-
hänger des Centralvereins, die Akzente lagen frei-
lich auf der Forderung nach jüdischer Solidarität in
schwerer Zeit, auf der Forderung, ein neues sozia-
les Netz zu knüpfen. Das Zauberwort aber hieß
„jüdische Kultur“. Die Forderung nach neuer Defi-
nition des Begriffs und nach Aktivitäten im Felde
der jüdischen Kultur sollte zweierlei bewirken, die
Festigung der jüdischen Position nach innen und die
Bewahrung der Errungenschaften von Emanzipa-
tion und Assimilation nach außen39).

VI. Einheit in später Stunde

In einer Grußadresse zu Leo Baecks 60. Geburtstag
charakterisierte Max Kreutzberger, der Direktor
der „Zentralwohlfahrtsstelle der deutschen Juden“
in Berlin, den Zustand des Judentums in Deutsch-
land als „ein Bild chaotischer Verwirrung, innerer
Standortlosigkeit und mangelnder Zielstrebig-
keit“ 40 ). Das war im Mai 1933. Zu dieser Zeit arbei-
teten jedoch bereits führende Männer aus allen La-
gern des deutschen Judentums mit Eifer daran, das
jüdische Leben neu zu strukturieren — organisato-
risch mit dem Ziel eines für alle Richtungen reprä-
sentativen Dachverbands, kulturell in der Hoffnung
auf die Zusammenfassung der Kräfte zur Artikula-
tionjüdischen Selbstbewußtseins und sozial, um der
Notwendigkeit zu wirtschaftlicher Selbsthilfe und 
Fürsorge zu entsprechen.

Auf dem letztgenannten Tätigkeitsfeld kamen mit
der Gründung des „Zentralausschusses für Hilfe
und Aufbau“ im April 1933 die Dinge am schnell-
sten in Fahrt. Zum einen gab es bereits Organisa-

tionen wie die „Zentralwohlfahrtsstelle der deut-
schen Juden“ oder den „Hilfsverein der deutschen
Juden“ und das Palästina-Amt der Jewish Agency,
zum anderen war angesichts der äußeren Bedro-
hung die Einigung auf ökonomischem und sozialem
Gebiet leichter als in den politisch und ideologisch
besetzten Bereichen. So waren im Zentralausschuß
alle wichtigen jüdischen Organisationen vertreten,
der Central-Verein, die Zionistische Vereinigung
für Deutschland, der preußische Landesverband jü-
discher Gemeinden, die Jüdische Gemeinde Berlin,
der Jüdische Frauenbund und die orthodoxe Lan-
desorganisation der Agudas Jisroel. Dem Zentral-
ausschuß präsidierte der prominente Rabbiner Leo
Baeck; die Richtung bestimmten Jüngere wie der
Generalsekretär Max Kreutzberger, der freilich
schon 1935 nach Palästina auswanderte, Salomon
Adler-Rudel, der 1936 aus Deutschland ausgewie-
sen wurde, und Friedrich Brodnitz, der 1937 in die
USA emigrierte. Der Nachfolger von Brodnitz,
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Paul Eppstein, kam 1944 in Theresienstadt ums
Leben.
Der Zentralausschuß bildete in den sechs Jahren,
die ihm bis 1938/39 blieben, ein eindrucksvolles und
alle Lebensbereiche umfassendes Selbsthilfewerk,
finanziert von den jüdischen Gemeinden im Deut-
schen Reich, aber auch großzügig subventioniert
von ausländischen Hilfsorganisationen wie dem
American Joint Distribution Committee und der
Central British Fund sowie gespeist aus den Samm-
lungserträgen der Jüdischen Winterhilfe41 ).

41) Vgl. Clemens Vollnhals, Jüdische Selbsthilfe bis 1938, in:
W. Benz (Anm. 1), S. 314—412; siehe auch Salomon Adler-
Rudel, Jüdische Selbsthilfe unter dem Naziregime 1933—
1939 im Spiegel der Berichte der Reichsvertretung der Juden
in Deutschland, Tübingen 1974.
42) Vgl. Avraham Barkai, Vom Boykott zur „Entjudung".
Der wirtschaftliche Existenzkampf der Juden im Dritten
Reich 1933—1943, Frankfurt 1988; Helmut Genschei. Die
Verdrängung der Juden aus der Wirtschaft im Dritten Reich,
Berlin 1966.

43) Herbert Freeden, Jüdisches Theater in Nazideutschland,
Tübingen 1964; Kurt Düwel!, Der Jüdische Kulturverband
Rhein-Ruhr 1933—1938. Selbstbesinnung und Selbstbehaup-
tung einer Geistesgemeinschaft, in: Jutta Bohnke-Kollwitz
u. a. (Hrsg.). Köln und das rheinische Judentum, Köln 1984;
Volker Dahm, Kulturelles und geistiges Leben, in: W. Benz
(Anm. 1), S. 75-267.
44) Insgesamt waren 1936/37 etwa 50 000 Mitglieder in den
Kulturbünden in rund 100 Orten organisiert. Der Berliner
Kulturbund hatte 1934 etwa 20 000, 1937 etwa 18 200 Mit-
glieder.

Das Arbeitsprogramm des Zentralausschusses
mußte in Reaktion auf die fortschreitende ökono-
mische und soziale Diskriminierung der Juden in
Deutschland immer wieder erweitert und neu defi-
niert werden. So erhielt der Bereich Bildung und
Erziehung nach dem Erlaß der Nürnberger Gesetze
größere Bedeutung, als mit einem eigenen jüdi-
schen Schulwerk nicht nur jüdische Gemeinschaft
und jüdisches Bewußtsein, sondern gleichzeitig die
Auswanderungsfähigkeit durch Hinführung zu 
praktischen Berufen und durch Unterricht in He-
bräisch gefördert wurde. Auswanderungsvorberei-
tungen und die Hilfe für Auswanderungswillige
spielten naturgemäß eine große Rolle, aber auch
die Maßnahmen zur Berufsumschichtung, d. h. die 
Vermittlung von meist manuellen Kenntnissen und
Fähigkeiten, mit denen sich die aus ihren Berufen in
Verwaltung, Presse u. ä. Verdrängten die künftige
Existenz sichern sollten, waren von großer Bedeu-
tung. Die ganze Skala der Wohlfahrtspflege und
Wirtschaftshilfe mußte, da ja die jüdischen Deut-
schen zunehmend aus dem öffentlichen System der
sozialen Sicherung ausgegrenzt wurden, vom „Zen-
tralausschuß für Hilfe und Aufbau“ übernommen
werden, und das angesichts der rapide zunehmen-
den Verarmung der deutschen Juden42 ).
Darlehenskassen, Arbeitsvermittlung, Wirtschafts-
hilfe für besondere Berufsgruppen, Gesundheits-
fürsorge, Altenpflege, Anstaltswesen, Kriegsopfer-
fürsorge bildeten im Organisationsplan die wichtig-
sten Positionen. Die Leistungen waren bewun-
dernswert, und sie demonstrierten Selbstbehaup-
tungskraft und Solidarität in einer von Tag zu Tag
bedrohlicher werdenden Umgebung.
Nicht weniger bewunderungswürdig waren die An-
strengungen im kulturellen und geistigen Leben,
die der „Kulturbund Deutscher Juden“ ab Mitte
Juli 1933 unternahm. Die Kulturorganisation, als

deren Protagonist Kurt Singer (Arzt und Musiker
und bis Frühjahr 1933 Intendant der Städtischen
Oper Berlin), der junge Regisseur Kurt Baumann,
der Musikkritiker Julius Bab und viele andere mit
Hingabe wirkten, hatte auch eine soziale Funktion,
nämlich die, entlassenen jüdischen Musikern,
Schauspielern und anderen Künstlern Arbeit und
Publikum zu bieten. Dem Selbstverständnis nach
war der „Kulturbund Deutscher Juden“ (ab 1935,
als sich die Juden nicht mehr deutsch nennen durf-
ten, hieß er „Reichsverband der Jüdischen Kultur-
bünde in Deutschland“, und von 1938 bis 1941 fir-
mierte er unter dem Namen „Jüdischer Kulturbund
in Deutschland“) eine Demonstration selbstbewuß-
ten und sich — wenigstens im Geistigen — selbst
behauptenden deutschen Judentums. Bei allem
programmatischen Streit, der die kurze Geschichte
des Kulturbunds durchzog, war diese Organisation
die wichtigste Bastion deutsch-jüdischer Assimila-
tion43).

Die Eröffnung des Kulturbund-Theaters in Berlin
am 1. Oktober 1933 mit Lessings „Nathan der
Weise“ sollte Zeichen setzen, der Opernbetrieb
hatte wenig später mit Mozarts Hochzeit des Figaro
Premiere. Mehr und mehr bekamen die vielfältigen
Aktivitäten des Kulturbunds auf der Bühne und im
Konzertsaal, in der Erwachsenenbildung, bei
Kunstausstellungen und Rezitationen die Funktio-
nen des Trostes, der Ablenkung im immer schwie-
riger werdenden jüdischen Alltag. Der Kulturbund
war eine Mitgliederorganisation, und die Zugehö-
rigkeit zu ihm bedeutete für viele deutsche Juden
die einzige Möglichkeit an irgendeiner Form kultu-
rellen Gemeinschaftslebens teilzunehmen, nach-
dem ihnen Mitwirkung und Teilhabe am deutschen
Kulturbetrieb verwehrt wurde. Die Möglichkeit bot
sich freilich vor allem in Berlin und den großen
Städten des Deutschen Reiches. Und es war ein
kulturelles Ghetto, in dem die Juden Entspannung
und Trost suchten44 ).

Das schwierigste Problem der Selbstdarstellung des
deutschen Judentums bildete der dringend unter
dem Druck der Verhältnisse eilig und im letzten
Moment vollzogene Bau eines gemeinsamen
Daches über den politisch, soziologisch und religiös
so verschiedenen Organisationen, Richtungen und 
Gruppierungen. Dem Zusammenschluß im Dach-
verband, der es der deutschen Judenheit ermöglicht
hätte, schon vor Hitlers Machtantritt mit einer
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Stimme zu sprechen, hatten vielfältige Hindernisse
entgegengestanden — nicht nur die religiösen Ge-
gensätze zwischen der Orthodoxie, den liberalen
und den konservativen Gemeinden, sondern auch
das föderalistische Bewußtsein der süddeutschen
Landesverbände, das mit den Organisationsvorstel-
lungen des „Preußischen Landesverbands jüdischer
Gemeinden“ kollidierte. Auch die unterschiedli-
chen und stets vehement gegeneinander artikulier-
ten Interessen der großen Verbände, nämlich des
Centralvereins deutscher Staatsbürger jüdischen
Glaubens, der Zionistischen Vereinigung für
Deutschland, des mitgliederstarken Reichsbunds
jüdischer Frontkämpfer und kleinerer Gruppierun-
gen und Sekten, hatten einen Zusammenschluß ver-
hindert. Die 1928 gegründete Arbeitsgemeinschaft
der jüdischen Landesverbände des Deutschen Rei-
ches und die 1932 daraus hervorgegangene Reichs-
vertretung waren kaum lebensfähig und nicht in der
Lage, die Interessen der deutschen Juden insgesamt
zu artikulieren, geschweige denn sie zu vertreten.
Leo Baeck war am 25. Juni 1933 demonstrativ als
Präsident der Reichsvertretung jüdischer Landes-
verbände zurückgetreten, um den Weg zu einer
Neugründung freizumachen. Daran arbeiteten seit
April 1933 fünf prominente Juden, nämlich der
Bankier Carl Melchior und Rabbiner Leo Baeck als
Neutrale, Dr. Löwenstein vom Reichsbund jüdi-
scher Frontsoldaten. Dr. Blumenfeld als Vertreter
der Zionistischen Vereinigung und Dr. Julius Brod-
nitz im Namen des Centralvereins.
In Essen wurde der Vorsitzende der Synagogenge-
meinde. der Bankier Georg Hirschland, tätig, um
zwischen den divergierenden Auffassungen der
süddeutschen Landesverbände, der übermächtigen
Berliner Gemeinde, der Rabbinerverbände, der Ju-
gendorganisationen zu vermitteln. Die Sondierun-
gen. Gespräche. Verhandlungen zogen sich bis in
den Herbst hinein, es wurde um Führungspositio-
nen gestritten und um Personen. Der Reichsbund
jüdischer Frontsoldaten beanspruchte die Leitung
der Dachorganisation, weil die Ausnahmeregelun-
gen für jüdische Weltkriegsteilnehmer im „Gesetz
zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentums“
(vom 7. April 1933, mit dem die Juden aus dem
Staatsdienst vertrieben wurden) die Illusion nähr-
ten, dieser Personenkreis werde von den National-
sozialisten grundsätzlich und dauernd bessergestellt
werden und sei daher zur Repräsentation deutschen
Judentums besonders geeignet. Die Zionisten fühl-
ten sich aus anderen Gründen unterrepräsentiert,
und kritisiert wurden in verschiedenen Lagern auch

die beiden Kandidaten, die gemeinsam die Spitze
der künftigen jüdischen Vertretung bilden sollten:
Leo Baeck als Präsident und der Stuttgarter Rechts-
anwalt Dr. Otto Hirsch als geschäftsführender Vor-
sitzender. Hirsch war Präsident des Oberrats der
Israelitischen Religionsgemeinschaft Württem-
bergs und gehörte dem Centralverein an. Er ist 1941
im KZ Mauthausen umgekommen. Gegen das Füh-
rungsduo Baeck und Hirsch wehrten sich die Berli-
ner Gemeinde, aber auch die Zionisten.

Im September 1933 war die Einigung erzielt — nur
die Orthodoxen des Halberstadter Verbands hiel-
ten bis 1937 weiterhin Distanz —, und Präsident
Baeck veröffentlichte das Programm der „Reichs-
vertretung der deutschen Juden“. Im wesentlichen
sah er drei Aufgaben, nämlich Erziehung im Geiste
des Judentums in Schule und Beruf, Sicherung der
wirtschaftlichen Existenz und Förderung der Aus-
wanderung aus Deutschland45 ).

45) Vgl. Günter Plum. Deutsche Juden oder Juden in
Deutschland?, in: W. Benz (Anm. 1). S. 35—74.

46) Vgl. Hans Erich Fabian. Die letzte Etappe, in: Festschrift
zum 80. Geburtstag von Leo Baeck am 23. Mai 1953. Lon-
don 1953. S. 93 f.

Bis 1943 hat die Reichsvertretung der deutschen
Juden (ab 1935 unter der geänderten Bezeichnung
„Reichsvertretung der Juden in Deutschland“) die
Belange der deutschen Juden vertreten, nach dem
Novemberpogrom 1938 nicht mehr als frei gewählte
Körperschaft, sondern als vom nationalsozialisti-
schen Herrschaftsapparat verordnete und einge-
setzte „Reichsvereinigung der Juden in Deutsch-
land“. Aber auch in dem von der Sicherheitspolizei
ernannten Vorstand blieben (mit Leo Baeck als
Vorsitzendem) vier Männer der Einigungsstunde
von 1933. Durch Auswanderung und Verhaftung
dezimiert, durch immer neue Schikanen der Ge-
stapo diskriminiert, arbeitete die Reichsvereini-
gung bis zum 10. Juni 1943. An diesem Tag wurde
sie von der Gestapo geschlossen, und die letzten
Mitarbeiter wurden zusammen mit Leo Baeck nach
Theresienstadt deportiert. Die schlimmste Diskri-
minierung hatte darin bestanden, daß die Reprä-
sentanz des deutschen Judentums schließlich ab
1939 auch dazu mißbraucht wurde, für die national-
sozialistischen Judenverfolgung erzwungene admi-
nistrative Hilfsdienste zu leisten46 ).

Daraus läßt sich kein Vorwurf konstruieren. We-
sentlich war, daß sich 1933 zum erstenmal in der
Geschichte des deutschen Judentums Vertreter der
verschiedenen Richtungen zusammengefunden hat-
ten. um die Interessen der existentiell bedrohten
Gemeinschaft gemeinsam zu vertreten und die spät
gefundene Einheit zu demonstrieren.
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Kommentar und Replik

Wird Österreichs Geschichte umgeschrieben?
Zum Beitrag von Ernst Hanisch:

„Widerstand in Österreich 1934-1945“ (B 28/88)

Es sei nicht übersehen, daß E. Hanisch sich in sei-
nem Aufsatz über den Widerstand in Österreich um
eine objektive Darstellung bemüht und Schlagwor-
ten ausweicht. Er gebraucht z. B. nicht den in der
linken bis linksextremistischen politischen Litera-
tur zum Anschlußjahr 1938 heuer in großem Aus-
maß gebrauchten Ausdruck „Nazi“, wenn er Mit-
glieder oder Sympathisanten der NSDAP bzw. des
Nationalsozialismus meint, obwohl in der engli-
schen und französischen wie amerikanischen poli-
tischen Literatur, auch der wissenschaftlichen,
dieser Ausdruck durchaus üblich ist, von jener in
den kommunistisch oder — wie Jugoslawien —
quasikommunistisch orientierten Staaten ganz ab-
gesehen. Im Deutschen gehört der Ausdruck
durchaus zu den meidenden Termini, richtiger-
weise kann man nur das etwas holprige Wort „Na-
tionalsozialisten“ gebrauchen. Und das tut Ha-
nisch. Er erliegt insofern keinen Schlagworten. Er
erliegt ihnen freilich leider in bezug auf den Aus-
druck „Faschismus“ und „Faschisten“, wenn er
sich mit dem Österreich zwischen 1918 und 1938,
vor allem ab dem Jahr 1934 befaßt.

Er beurteilt den von ihm so genannten „sogenann-
ten Autoritären Christlichen Ständestaat“ (mit der
verfehlten Großschreibung, als ob es ein wissen-
schaftlicher Begriff wäre) als halbfaschistisch, und
man muß schon froh sein, daß er ihn nicht als total
faschistisch bezeichnet, wie seine linksextremisti-
schen Gewährsleute dies so gerne tun1). Er be-
nutzt den Ausdruck „Austrofaschismus“, durch
Anführungszeichen kaum abgeschwächt, und
übernimmt damit einen Ausdruck für ein politi-
sches Phänomen, das es nie gegeben hat, wenn
man darunter das ganze autoritäre Regime von
1933 bis 1938 versteht und nicht nur die Heim-
wehr, die (nicht in allen Bundesländern) faschi-
stisch war (im Sinne des italienischen Faschismus,
der im Grunde allein diese Bezeichnung verdient).
Einen Austrofaschismus hat es nie gegeben, wozu
auf die Darstellung bei Fritz Bock hinzuweisen

1) Vgl. Margit Scherb/Inge Morawetz (Hrsg.), Der un-heimli-
che Anschluß, Wien 1988; s. ferner die Auswahlbibliogra-
phie bei Emmerich Tälos/Emst Hanisch/Wolfgang Neuge-
bauer (Hrsg.), NS-Herrschaft in Österreich 1938—1945,
Wien 1988. -

2) Fritz Bock, Das Schicksalsjahr 1934, Wien 1983; vgl. fer-
ner Franz Goldner, Dollfuss im Spiegel der US-Akten,
St. Pölten 1979; Julius Eder, Kanzler Dollfuß. Seine österrei-
chische Sendung, Wien 1933.
3) Meinrad Pichler/Harald Walser, Die Wacht am Rhein. All-
tag in Vorarlberg während der NS-Zeit, Bregenz 1988; Mar-
kus Barnay, Die Erfindung des Vorarlbergers, Bregenz 1988;
Werner Bundschuh/Harald Waler, Dornbirner Stattge-
schichten, Dornbirn 1987, mit der Behauptung, die Stütze
der austrofaschistischen Diktatur sei die katholische Kirche
gewesen.
4) Theodor Veiter, Das 34er Jahr. Bürgerkrieg in Österreich,
Wien 1984.

ist2). Linksextremistische, im Grund genommen
von Grund auf antiösterreichische Arbeiten soge-
nannter Zeitgeschichtler vor allem in Vorarlberg,
die nicht müde werden, die christlichsozialen Poli-
tiker der Zeit zwischen 1933 und 1938 als „Austro-
faschisten“ hinzustellen, pflegen heute das autori-
täre Ständestaatsregime und seine Verfechter wie
Otto Ender, Engelbert Dollfuß und Kurt Schusch-
nigg als „austrofaschistisch“ anzuprangern3). Der
tiefere Grund dafür liegt aber, was Hanisch teil-
weise wenigstens erkennt, darin, daß die zweifel-
los rücksichtslose Niederwerfung der sozialdemo-
kratischen Revolte vom 12. Februar 1934 bei den
„Linken“ ein Trauma hinterlassen hat, das bis
heute nicht überwunden ist. Das Merkwürdige da-
bei ist, daß diese „Linken“, zu denen Ernst Hanisch
gehört, kein Wort der Mißbilligung der ebenso
rücksichtslosen Niederwerfung des nationalsozia-
listischen Aufstandes vom 25. Juli 1934 finden und
sie so verurteilen, wie sie es verdient.

Es berührt eigenartig, daß für Hanisch der „Austro-
faschismus“ als „Halbfaschismus“ mit dem Jahr
1934 beginnt, offenbar mit der Niederwerfung des
sozialdemokratischen Aufstandes und dem dar-
aufhin ergangenen Verbot der'Sozialdemokrati-
schen Partei und nicht schon mit dem Verbot der
NSDAP und der Kommunistischen Partei im Jahre
1933 und der (künstlichen) sogenannten Selbst-
ausschaltung des Nationalrates im März 1933.
Hätte Hanisch das auch als Zeitzeugnis gedachte
und anerkannte Buch des Verfassers „Bürgerkrieg
in Österreich. Das 34er Jahr“4) gelesen — er zitiert
es auch wohlweislich nicht —, so würde er den
„Autoritären Christlichen Ständestaat“ nicht erst
im Jahr 1934 beginnen lassen. Dazu gibt es eine
Vielzahl objektiver Werke, aber Hanisch zitiert
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grundsätzlich nur solche der heutigen politischen
bzw. gesellschaftspolitischen Linken (einschließ-
lich der Linkskatholiken, die ja oft genug „linker“
sind als die parteipolitische Linke), und so gewinnt
seine Darstellung einen Anstrich, den manche
wohl als eher unwissenschaftlich bezeichnen wer-
den.

Daß er mehr oder weniger konservative Literatur
zum autoritären Regime 1933—1938 wie auch 
zum Anschluß und derzeit danach fast ausnahms-
los unerwähnt läßt, mahnt zur Vorsicht gegenüber
seinen Thesen, wobei wir nicht rechtsextremisti-
sche Literatur meinen, die es neuerdings zum so-
genannten Anschluß (der ja völkerrechtlich kein
Anschluß, sondern eine mit militärischer Beset-
zung erfolgte Okkupation war) auf den Markt ge-
worfen wurde, die aber ein objektiv urteilender
Zeitgeschichtler dennoch, mit entsprechenden
Warnvermerken, nicht unerwähnt lassen sollte.
Aber vor allem die objektiven Darstellungen zum
Ständestaat, zum Anschluß und zum Widerstand
bleiben bei Hanisch stets dann unerwähnt, wenn
sie nicht in sein der gesellschaftspolitischen Linken
zugeordnetes zeitgeschichtliches Bild passen, wie
etwa die Werke von Otto Ender, Hans Huebmer,
Leopold Kunschak und vieler anderer5). Es kann
zwar anerkannt werden, daß er die heute am mei-
sten nach links driftenden Vorarlberger Zeitge-
schichtler und ihre Publikationen unerwähnt läßt,
aber eine gesamtösterreichische Darstellung erfor-
dert es, daß auch die die politische Mitte haltende
Literatur zum Anschluß und zur Zeit danach er-
wähnt wird.

6) Peter Broucek, Ein General im Zwielicht. Die Erinnerun-
gen Edmund Glaises von Horstenau, Bd. 3; Deutscher Be-
vollmächtigter General in Kroatien und Zeuge des Unter-
gangs des „Tausendjährigen Reiches“, Wien 1988.
7) Wilhelm Wolf, Hundert Jahre Österreich. Politik und Dich-
tung, hrsg. von Berta Wolf, Salzburg 1940.
8) Maximilian Liebmann, Theodor Innitzer und der An-
schluß. Österreichs Kirche 1938, Graz 1988; Maximilian
Liebmann und Mitautoren, 1934 — 1938. Konflikt und Ver-
söhnung, in: Christliche Demokratie, Wien, Sonderheft,
1984. Es sei nicht übersehen, daß es sehr unseriöse Publi-
kationen zu Innitzer und zur Kirche zwischen 1933 und 1939
bzw. 1945 gibt, beispielsweise Viktor Reimann, Kardinal
zwischen Hitler und Rom, Wien 1967, oder Karlheinz Desch-
ner, Mit Gott und dem Führer, Köln 1988, die bei Hanisch
unerwähnt bleiben.

Es ist anzuerkennen, daß Hanisch sich für die 
Kärntner Slowenen und ihre Bemühungen zur frag-
lichen Zeit einsetzt, aber er geht dabei nur auf die 
Partisanen und deren Kampfhandlungen gegen
die NS-Herrschaft ein, nicht aber erwähnt er die so
wichtige neue Literatur zur Entwicklung der Kärnt-
ner Slowenen und ihrer Haltung zum Dritten Reich
aus der Feder von „christlichen“ Slowenen. Man
gewinnt aus der Darstellung von Hanisch den Ein-
druck, daß es nur Partisanen (Koralm-Partisanen)
unter den Slowenen gegeben hätte, die übrigens
nicht gerade extrem österreichisch orientiert wa-
ren, sondern eher den Anschluß ganz Kärntens,
mindestens aber Südkärntens an Tito-Jugosla-
wien anstrebten. Eine wirklich auch nur annähernd

5) Kurt Schuschnigg, Im Kampf gegen Hitler. Die Überwin-
dung der Anschlußidee, Wien 1969; Hans Huebmer, Öster-
reich 1918—1938, Wien (o. J., vermutlich 1947); Leopold
Kunschak, Österreich 1918—1934, Wien 1934; Hans Hueb-
mer, Dr. Otto Ender, Dornbirn 1957; Otto Ender, Die neue
österreichische Verfassung, Wien 1934, dazu noch ein
Kommentar-Band; ungewöhnlich informativ und auch für
die österreichische Quellenlage wichtig ist das von Ernst
Hanisch nicht erwähnte Werk von Rolf Zaugg-Prato, Die
Schweiz im Kampf gegen den Anschluß Österreichs an das
Deutsche Reich 1918—1938, Bern 1982, mit grundlegen-
der, damals kompletter Literaturübersicht.

sachgerechte Darstellung der Stellungnahme der
ethnischen Minderheiten (Volksgruppen) in Öster-
reich zum Anschluß ist bei Hanisch nur am Rande
zu finden.

Wie wenig sachgerecht Hanisch vorgeht, zeigt,
daß er den längst schon erschienenen dritten Band
über Glaise-Horstenau von Peter Broucek uner-
wähnt läßt6) und trotz sonstiger Anerkennung von
Wilhelm Wolfs posthum erschienenem Buch „Hun-
dert Jahre Österreich“7) behauptet, daß Wilhelm 
Wolf in diesem Buch „den österreichischen katho-
lischen Antisemitismus als abstoßendes Erbe ...
mitschleppt“, was nun wirklich nicht der Fall ist.
Zweifellos wird Hanisch der Persönlichkeit von
Wilhelm Wolf nicht gerecht, denn dann müßte er
auch erwähnen, daß Wilhelm Wolf nie Mitglied der
NSDAP wurde und nach seiner dreitägigen Mini-
sterschaft in der Regierung Seyß-Inquart sich
schon relativ bald auf die Insel Lopud in der Adria
begab, um über seine Zugehörigkeit zu den ge-
samtdeutsch-orientierten Katholiken in Österreich
nachzudenken und von dort dann mit der deutli-
chen Distanzierung von der NSDAP und auch vom
Anschluß zurückkehrte. Wer, wie der Verfasser
dieser Zeilen, mit Wilhelm Wolf sehr oft in dessen
Wohnung in der Wiener Hofburg in einem kleinen
Kreis zusammenkam, zu dem Paula von Prerado-
vich ebenso wie Ernst Molden gehörten — also
Personen, die nach den Nürnberger Rassengeset-
zen zu eliminieren waren —, um dort von der Phi-
losophie her den Nationalsozialismus zu bekämp-
fen, weiß, daß derartige Behauptungen, wie sie
Hanisch aufstellt, nicht den Tatsachen entspre-
chen. Dies ist auch publiziert, nur geht Hanisch auf
diese Publikationen nicht ein.

Darüber hinaus fällt auf, daß Ernst Hanisch offen-
kundig kein objektiver Beurteiler des Katholizis-
mus in Österreich ist, denn seine Kritik an dem
Buch von Maximilian Liebmann über Kardinal Innit-
zer8) ist keineswegs berechtigt. Schon früher hat
Ernst Hanisch über den österreichischen Katholi-
zismus zwischen Anpassung und Widerstand
1938—1945 geschrieben; er erwähnt aber in kei-
ner Weise die zum Teil geradezu großartige Wider-
standsführung durch die österreichischen Katholi-
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ken. Nicht wird auch erwähnt, daß in der Zeit des
Dritten Reiches überall in Österreich, solange dies
noch nicht gänzlich verboten war, die Fronleich-
namsprozessionen einen ungeheuren Zulauf hat-
ten, der nur durch den politischen Widerstand er-
klärbar war, wobei z. B. in Klagenfurt die Gegen-
kundgebungen der NSDAP kläglich scheiterten
und keine Teilnehmer fanden.
Zu erwähnen wäre auch, daß Ernst Hanisch auf
Seite 43 behauptet, die .Brückenbauer* — womit
er offenbar auch Wilhelm Wolf meint — hätten an
strategisch entscheidenden Stellen die Unabhän-
gigkeit Österreichs untergraben und bis 1945 dem
NS-System gedient. Natürlich stützt sich Hanisch
dabei im wesentlichen nur auf die heutige links-
extremistische, betont antideutsche Zeitge-
schichtsschreibung mit ihren Vertretern9), aber
schon längst weiß man, daß die sogenannten
Brückenbauer, womit die gesamtdeutsch orien-
tierten Katholiken Österreichs in der Zeit 1918 bis
1938 gemeint sind, schon sehr bald nach dem
erfolgten Anschluß sich mit Entsetzen vom NS-
System trennten.

9) Vgl. etwa die Zusammenstellung in: 1938, Wien 1988.
10) Vgl. Theodor Veiter, Bibliographie zur Südtirolfrage
1945—1983, Wien 1984, Fortsetzungsband im Erschei-
nen.

11) Theodor Veiter, Deutschland, deutsche Nation und
deutsches Volk. Volkstheorie und Rechtsbegriffe, in: Aus
Politik und Zeitgeschichte, B 11/73. Darin wird die These
vertreten, daß es keine deutsche Nation gebe, da Nation ein
politischer Begriff sei, ebenso aber auch keine österreichi-
sche Nation, die Prof. Hanisch unter Verkennung der juristi-
schen Komponente, obzwar in Einklang mit der sonstigen
„linken“ österreichischen politischen Literatur von heute so-
sehr herauszuarbeiten sucht. Siehe auch Theodor Veiter,
Deutschland und das deutsche Volk als Rechtsbegriffe, in:
Internationales Recht und Diplomatie, (1967), S. 21 —36.

Hanisch sieht eine Widerstandstätigkeit in Öster-
reich nur von linker Seite (Kommunisten und So-
zialdemokraten) als gegeben an, die konservative,
sehr starke Widerstandsbewegung 0 5 wird von
ihm bagatellisiert und die ebenfalls konservative
Widerstandsbewegung W-Astra völlig verschwie-
gen, obwohl gerade diese beiden Widerstandsbe-
wegungen einschließlich der Gruppe um Roman
Scholz in erster Linie den Nationalsozialismus be-
kämpften und vor allem Hitler eliminieren wollten,
dies auch unter Anwendung von Waffengewalt.
Dazu wäre auch noch zu bemerken, daß gerade
diese Widerstandsgruppen mit jenen um Schlab-
rendorff, Stauffenberg und von Halem sehr aktiv
zusammenarbeiteten.

Die Frage nach der österreichischen Nation hat im
Widerstand in Österreich in den konservativen
Gruppen kaum zur Diskussion gestanden, wenn
man davon absieht, daß selbstverständlich die
meisten dieserWiderstandsgruppen die alsbaldige
Wiederherstellung eines unabhängigen und
selbständigen Österreich wünschten. Zu berück-
sichtigen ist hierbei aber, daß der sogenannte An-
schluß gerade in der Nachbarschaft, nämlich in
Ungarn wie auch in anderen Nachbargebieten ein-
schließlich Italiens10 ) sehr positiv beurteilt wurde,
was auch nicht gerade dazu diente, den Wider-
stand in Österreich zu stärken.

Nicht begreiflich also ist, daß Ernst Hanisch den
sehr aktiven, wenn auch nur teilweise erfolgreichen
österreichischen Widerstand in seinen Beziehun-

gen zu anderen Widerstandsgruppen außerhalb
des Deutschen Reiches verschweigt. Daß es unter
dem noch heute lebenden Dr. Max von Riccabona
aus Feldkirch in Paris die Widerstandsgruppe
Entraide Autrichien gab (nach der Besetzung von
Frankreich kam Riccabona ins Konzentrationsla-
ger Dachau), die Aktion Dobretsberger, die Aktio-
nen Richard Redler in Kanada, die sehr konkreten
Querverbindungen zur konservativen französi-
schen Resistance im besetzten Paris (u. a. durch
den Verfasser dieses Kommentars) — all dies wird,
obwohl durchaus längst dokumentarisch belegt,
völlig verschwiegen.

Um nochmals auf die Frage der österreichischen
Nation zurückzukommen, so stellt Ernst Hanisch
dar, daß es eine österreichische Nation gebe, die
erst während des Widerstandes gegen das Dritte
Reich sich gebildet habe. Schon auf den ersten
Blick muß man aber dazu bemerken, daß es eine
österreichische Nation nur dann gibt, wenn man
darunter eine Konsensualnation, also eine Staats-
nation (Summe der Staatsbürger) versteht. Es muß
immer wieder betont werden, daß es keine deut-
sche Nation gibt, was der Verfasser dieser Darstel-
lung wiederholt — auch in „Aus Politik und Zeitge-
schichte“11 ) — betont hat, selbst wenn die soge-
nannten Redner an die deutsche Nation etwas an-
deres dartun.

Auf das so grundlegende Verhältnis zwischen
Bund und Ländern, das auch zu Fragen des Wider-
standes und solchen der sogenannten österreichi-
schen Nation von entscheidender Bedeutung ist,
geht E. Hanisch in diesem Zusammenhang nicht
ein. Zur heutigen Republik haben sich die ehema-
ligen im Reichsrat vertretenen Königreiche und
Länder vereinigt, dies in einer völlig souveränen Art
und Weise, und zwar auch unter Teilnahme der
Sudetenländer deutscher Sprach- und Volkszuge-
hörigkeit sowie der Südtiroler. Die alemannischen
Vorarlberger haben beispielsweise mit dem baju-
warisch orientierten Österreichertum oder mit den
in Kärnten sich auswirkenden fränkischen Grup-
pen oder mit dem erst seit kurzem überhaupt zu
Österreich gehörigen Salzburg historisch nur sehr
wenig zu tun. Hier von einer österreichischen Na-
tion zu sprechen, ist nur möglich, wenn man die
Nation als das sieht, was ihr in der völkerrechtli-
chen Terminologie zukommt, nämlich die Summe
der den Staat bildenden oder auch ihn bejahenden
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Staatsbürger, aber keineswegs eine ethnische Ge-
meinschaft.
Bei dieser ganzen Sachlage kann man nicht davon
sprechen, daß — auch wenn da und dort und vor
allem von Hanisch das immer wieder behauptet
wird — über Nacht eine österreichische Nation im
ethnischen Sinne zwischen 1938 und 1945 ent-
standen sei. Natürlich ist es durchaus möglich, daß
es zu einer solchen ethnischen österreichischen
Nation kommt und die Österreicher eines Tages,
soweit sie deutschsprachig sind, gar nicht mehr
dem deutschen Volk zugehören. Historische Bei-
spiele wie z. B. hinsichtlich der Niederländer zei-
gen, daß das möglich ist und auch die schweizeri-
sche „Willensnation“ läßt hier nachdenklich wer-
den. Sicherlich gibt es die wohl selbstverständli-
che Bemühung um eine österreichische Konsen-
sualnation und deren Anerkennung nach den leid-
vollen Jahren der Okkupation durch das Deutsche
Reich im März 1938 — eine Konsensualnation, an
die viele nicht geglaubt hatten; der von Hanisch so
sehr abgelehnte autoritäre Ständestaat hatte von
1933 bis 1938 gerade darum erbittert gekämpft
(und nicht die Sozialdemokraten, wie die Renner-
Erklärung vom 3. April 1938 zum Anschluß deutlich
machte). Aber die These von Ernst Hanisch, daß es
eine eigene österreichische Nation im ethnischen
Sinne gebe, ist noch immer unrealistisch, trotz

mancher derartiger Gedankengänge wie etwa in
der Zeitschrift „Die österreichische Nation“.

Das zwar von Ernst Hanisch nicht erfundene, von
ihm aber in den Rang eines Glaubensartikels erho-
bene Schlagwort vom Austrofaschismus und von
der heutigen Notwendigkeit einer österreichischen
Antifaschismus-Bewegung, derzeit verkörpert im
völlig überflüssigen Propagandabetrieb um das
Wiener Mahnmal gegen Krieg und Faschismus des
kommunistischen Künstlers Alfred Hrdlicka, wurde
wohl am präzisesten ins rechte Lot gerückt durch
Alexander Vodopivec12 ), einen der bedeutend-
sten, allerdings christlich-konservativen Zeitge-
schichtler im heutigen Österreich.

12) Alexander Vodopivec, Dialektik des Antifaschismus,
Leitartikel in den „Vorarlberger Nachrichten“ vom
30./31. Juli 1988.

Nichts gegen Ernst Hanisch und seine Forschun-
gen, die beachtlich sind. Aber: Österreich besteht
nicht nur aus Linkssozialisten und Kommunisten
und ein Kampf — heute — gegen den Austrofa-
schismus ist sinnentleert. Objektive Abwägungen
sind im wissenschaftlichen Bereich wichtiger als
politische Glaubensartikel.

Prof. Dr. Theodor Veiter, Feldkirch
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Österreichs Geschichte soll dem internationalen wissen-
schaftlichen Standard gemäß geschrieben werden

Von Karl R. Popper habe ich gelernt: Kritik ist das
Salz der Wissenschaft; sie ist für den Kritisierenden
keine Schande, sondern eine Ehre; sie hilft ihm
exakt zu denken, Widersprüche zu vermeiden, dif-
ferenzierter zu formulieren.

Von der Kritik Theodor Veiters kann man drei
Schichten abheben: eine erste Schicht, die von
Unterstellungen, vagen politischen Zuschreibun-
gen, ressentimentvollen, vor allem auch von inner-
vorarlbergischen Querelen geprägt ist. Auf dieser
Ebene werde ich nicht antworten. Festzuhalten ist
allerdings, daß Theodor Veiter eine These meines
Beitrags ungewollt bestätigt, die These nämlich,
wie wenig professionell die Zeitgeschichtsfor-
schung in Österreich ausgerichtet ist, wie sehr wis-
senschaftliche Laien, die ihre Rolle als Zeitzeugen
mit der Rolle des Wissenschaftlers verwechseln,
häufig die Diskussion bestimmen. Eine zweite
Schicht besteht aus Kritikpunkten, die ich akzep-
tieren kann, die mir vielleicht auch weiterhelfen. Die
dritte Schicht machen Kontroversen aus, die un-
terschiedliche Bezugsfelder betreffen, die ver-
schiedene Lösungen ermöglichen, die aber alle im
Rahmen des wissenschaftlichen Diskurses blei-
ben.

1. Theodor Veiter hat recht. Ich hätte sein Buch
„Das 34er Jahr. Bürgerkrieg in Österreich“ (Wien
1984) zitieren sollen. Er hat aber unrecht, wenn er
meint, ich hätte sein Buch nicht gelesen. Veiter
moniert des weiteren, daß ich den dritten Band der
Erinnerungen von Edmund Glaise von Horstenau
nicht zitiere. Ich bin nun einmal der altmodischen
Ansicht, daß ein Autor nur das zitieren darf, was er
wirklich gelesen hat. Der dritte Band des großan-
gelegten Erinnerungswerkes ist im Frühjahr 1988
erschienen. Veiter wird mir wohl zubilligen, daß ein
Aufsatz, der am 8. Juli 1988 erscheint, einige Mo-
nate früher geschrieben werden muß. Zu diesem
Zeitpunkt war das Buch noch nicht am Markt. Daß
ich zahlreiche andere Werke zum „Ständestaat“
nicht erwähnt habe, hat einen sehr einfachen
Grund: Der „Ständestaat“ als solcher war nicht
mein Thema, nur ein Hinweis auf die zusammen-
fassende Diskussion (Anm. 13 meines Beitrags)
war angebracht. Allerdings mutet es schon recht
merkwürdig an, wenn mein Kritiker Rechtferti-
gungsschriften von wesentlichen Trägern des
„Austrofaschismus“ wie die von Otto Ender und
Leopold Kunschak als „objektive Darstellungen“
bezeichnet. Welchen Sinn es im übrigen haben
soll, in einer wissenschaftlichen Publikation
rechtsextreme Pamphlete zu erwähnen, muß mir
Th. Veiter erst noch erklären.

Für die persönlichen Informationen über die Per-
son Wilhelm Wolfs bin ich meinem Kritiker dank-
bar. Er muß aber das erwähnte Buch „Hundert
Jahre Österreich. Politik und Dichtung“ (Salzburg
1940) schon vor sehr langer Zeit gelesen haben,
sonst wären ihm (hoffe ich zumindest) die eindeu-
tig antisemitischen Charakterisierungen des Hof-
mannsthal-Kreises doch wohl noch im Gedächtnis
(z. B. auf Seite 99).

Daß der kurze Absatz über die slowenischen Par-
tisanen höchst unzureichend ist, weiß niemand ge-
nauer als der Verfasser. Mir ging es lediglich
darum, diese sensible Materie zumindest in den
Grundrissen zu skizzieren. Im übrigen zeigt sich
gerade beim Partisanenproblem, wie ideologisch
fragmentiert die bisherigen Darstellungen allesamt
sind.

2. Der Typus der Herrschaft, der sich in Österreich
ab 1933 entwickelt hat, wird seit mehr als fünfzig
Jahren kontrovers diskutiert. Das hängt mit politi-
schen und ideologischen Grundüberzeugungen
zusammen, die nicht einfach über Bord zu werfen
sind. Jede der verwendeten Typenbezeichnungen
„Ständestaat“, „autoritäres Regime“, „Austrofa-
schismus“ oder „Klerikofaschismus“ ist problema-
tisch und charakterisiert das österreichische Herr-
schaftssystem dieser Zeit nur unzureichend; oben-
drein hat sich das System auch laufend verändert.
Hier ist die Diskussion so festgefahren, daß auf
dieser Ebene kein Fortschritt zu erwarten ist. Wei-
terkommen werden wir nur, wenn die empirische
Forschung stärker forciert wird. Weder sind die
Herrschaftsträger genau identifiziert, noch liegen
gehaltvolle Analysen der politischen Eliten vor,
noch wissen wir genügend über die ökonomischen
Interessenslagen: Welcher Teil der österreichi-
schen Wirtschaft unterstützte Dollfuß, welcher
setzte auf die deutsche Option und aus welchen
Gründen usw.? Die von Veiter verlästerten Vorarl-
berger Zeitgeschichtier haben zumindest regional
zu dieser Frage neue Erkenntnisse erbracht (z. B.
Harald Walser, Die illegale NSDAP in Tirol und Vor-
arlberg 1933-1938, Wien 1983).

Daß die Niederwerfung des NS-Putschversuches
vom Juli 1934 von seifen der Heimwehr teilweise
brutal geschah, ist unbestritten. Kein Verständnis
habe ich allerdings für die Gleichsetzung des Fe-
bruar 1934 mit dem Juli 1934. In dem einen Fall
ging es um die Verteidigung der Demokratie, im
anderen Fall um die Etablierung der NS-Herrschaft
in Österreich — das ergibt doch wohl einen gravie-
renden Unterschied.
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Ebenso unbestritten ist die Widerstandsleistung
österreichischer Katholiken. Ich habe in meinem
Beitrag doch herausgehoben, daß die Konservati-
ven (mehrheitlich Katholiken) mit 44,5 Prozent die
zweitstärkste Gruppe des österreichischen Wider-
stands stellten. Diese Tatsache darf jedoch nicht
dazu führen, die Kooperationsversuche der katho-
lischen Kirche mit dem NS-Regime zu übersehen
und die verheerende Wirkung der katholischen
„Brückenbauer" auszuklammem. Wenn Veiter
ausgerechnet von mir die Berücksichtigung der
Zentrum-Peripherie-Spannungen einfordert, dann
wird jeder Kenner der österreichischen Historio-
graphie der letzten zehn Jahre nur lächeln können.
Ich verzichte auf eine Aufzählung meiner diesbe-
züglichen Arbeiten.
Interessanter (und auch aktueller) ist das Thema
„Widerstand und österreichische Nationsbildung".
Die deutschen Kollegen werden sich gewiß wun-
dem, wenn aus Vorarlberg apodiktisch verkündet
wird: Es gibt keine deutsche Nation! Wie dem auch
sei — ich jedenfalls habe nie einen ethnischen
Nationsbegriff verwendet, wie mir Veiter unter-
stellt. Ich bin stets von einer (sozial-wissenschaft-
lich inspirierten) „Nationsbildung“ in der Gefolg-
schaft von Karl W. Deutsch, Stein Rokkan und
Emst Gellner ausgegangen, einer Nationsbildung,
die als offener Kommunikations- und Mobilisie-
rungsprozeß konzipiert ist. Diese Nationsbildung
kann in die eine Richtung gehen, in die Richtung
einer „deutschen“ Nation, sie kann aber auch stop-
pen, umkehren und in eine andere Richtung,
sprich: in die österreichische, gehen. Für ein sol-

ches Konzept ist die „deutsche“ ethnische Her-
kunft der meisten Österreicher, die Verwendung
der „deutschen“ Sprache, ein Faktor unter ande-
ren.
Für einen solchen Einstieg ist auch eine emphati-
sche Ablehnung der jahrhundertelang gemeinsa-
men „deutschen“ und „österreichischen“ Ge-
schichte im alten Reich und im Deutschen Bund
unnötig, wenn gleichzeitig auch die gemeinsame
österreichisch-tschechische, österreichisch-un-
garische, österreichisch-polnische etc. Ge-
schichte mitberücksichtigt wird. Die aufgeregte
Reaktion einiger österreichischer Historiker über
die Einbeziehung Österreichs in das „Deutsche Hi-
storische Museum“ in Berlin ist so notwendig wie
ein Kropf. (Auch mir wäre allerdings ein Standort
Frankfurt/M. lieber als ausgerechnet Berlin!)
Selbstverständlich kann ein so komplizierter Pro-
zeß wie eine Nationsbildung nicht über Nacht ge-
lingen (auch nicht in der nationalsozialistischen
Nacht), wie mir Veiter unterschiebt. Was ich be-
hauptet habe, war lediglich, daß der Widerstand
ein, d. h. also nicht der einzige Nukleus der öster-
reichischen Nationswerdung darstellt. Mehr nicht.
Von einem Kritiker sollte man doch verlangen dür-
fen, daß er den kritisierten Text zumindest genau
liest.
Mit dem letzten Satz der Veiterschen Kritik jeden-
falls stimme ich voll überein: „Objektive Abwägun-
gen sind im wissenschaftlichen Bereich wichtiger
als politische Glaubensartikel.“

Prof. Dr. Ernst Hanisch, Salzburg
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Manfred Funke: München 1938: Illusion des Friedens
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 43/88, S. 3—13

Aus militärstrategischen Gründen suchte Hitler die Tschechoslowakei zu beseitigen. Deren Bündnisse mit
Moskau und Paris jedoch sowie starke militärische Befestigungen und das Vertrauen auf britische Protek-
tion veranlaßten Prag zum trotzigen Widerstand gegen den wachsenden Druck aus Berlin. Prags Unnach-
giebigkeit versuchte Hitler deshalb nicht nur mit Gewaltandrohung von außen sondern auch durch unan-
nehmbare Autonomieforderungen seitens der Sudetendeutschen im tschechoslowakischen Staatsverband
zu zermürben. Entsprechend bekam die Sudetendeutsche Partei vom Auswärtigen Amt in Berlin den
Auftrag, von der Prager Regierung immer mehr zu verlangen als diese zugestehe, um die politische
Sprengkraft in der Tschechoslowakei zu steigern. Parallel dazu inszenierte Droh-Reden Hitlers und grenz-
nahe militärische Demonstrationen mußten in Europas Hauptstädten als brutale Entschlossenheit des
deutschen Diktators gedeutet werden, der wegen der Sudeten einen neuen Krieg mit den Westmächten
riskieren zu wollen schien.
Um den Frieden in Europa zu retten, fügten sich die Ministerpräsidenten Italiens, Englands und Frank-
reichs dem Münchener Verhandlungsdiktat. Das der Tschechoslowakei zugemutete Opfer war kein Beleg
blinder Appeasement-Politik. Großbritannien als Schlüsselmacht Europas war aufgrund seiner weltweit
bedrohten Empire-Interessen und des erheblichen Rüstungsdefizits weder willens noch fähig, wegen der
das Selbstbestimmungsrecht der Völker für sich reklamierenden Sudeten einen Präventivkrieg auszulösen.
Ein solcher war faktisch in Frankreich und England um so weniger durchsetzbar, als Hitler pathetisch
mehrfach versicherte, nach dem Anschluß der Sudeten an das Deutsche Reich keine weiteren territorialen
Forderungen mehr zu haben.

Anselm Faust: Die „Reichskristallnacht“: Der Judenpogrom vom November 1938
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 43/88, S. 14—21

Der Judenpogrom im November 1938 war eine an das In- und Ausland gerichtete Inszenierung der natio-
nalsozialistischen Machthaber. Anlaß der gelenkten Ausschreitungen war das Attentat des polnischen
Juden Herschel Grünspan auf den deutschen Legationssekretär vom Rath. Durch teils mündliche, teils
schriftliche Befehle aus München und Berlin waren Organsiation und Ablauf der „Reichskristallnacht“
vorgegeben, weshalb sie überall nach demselben Muster vonstatten ging, wenngleich nicht jede Einzelheit
den Intentionen ihrer Anstifter entsprach.
Der Pogrom und die anschließenden Maßnahmen waren weniger als Rache- und Sühneakte, sondern in
erster Linie als Mittel zur Intensivierung der nationalsozialistischen Vertreibungspolitik gegenüber den
Juden konzipiert. Gleichwohl war der Pogrom ebenso wenig das Resultat vorausschauender Planung, wie
er ein impulsiver Revancheakt der Bevölkerung war. Insbesondere die Analyse der jeweiligen Vorgänge
vor Ort zeigt, daß er aus einer Vielzahl hastig befohlener und flüchtig koordinierter Einzelaktionen
bestand. Ein „Voraussignal für Auschwitz“ war der Pogrom letztlich nicht, da sich keine gerade historische
Entwicklungslinie zwischen den Ereignissen des November 1938 und der systematischen Vernichtung der

Juden in den Lagern Osteuropas ziehen läßt.
Die Novemberereignisse scheinen die Polarisierung der deutschen Bevölkerung hinsichtlich der Judenpo-
litik des Regimes vertieft zu haben. Die Judenfeinde fühlten sich gerechtfertigt und ermuntert, während
sich die Gegner der antijüdischen Politik bestätigt sahen und viele bislang Gleichgültige nicht länger
unberührt blieben. Die allgemeine Stimmung im Herbst und Winter 1938/39 hat die „Reichskristallnacht“
indes nicht geprägt.

Wolfgang Benz: Die deutschen Juden und der Nationalsozialismus 1933—1939
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Das deutsche Judentum verhielt sich angesichts der nationalsozialistischen „Machtergreifung“ zunächst in
seiner Mehrzahl ängstlich abwartend. Zumeist fühlte und dachte man „deutsch“ und hoffte auf die schüt-
zende Kraft von Recht und Gesetz, die Mäßigung der Nationalsozialisten durch internationale Einflüsse
und die Hilfe des Reichspräsidenten Hindenburg.
Unter dem Druck nationalsozialistischer Pressionen schlossen sich dann jedoch — wenn auch nur zö-
gernd — die jüdischen Reihen, und insbesondere die Zionisten drängten auf innere Erneuerung, eine
bewußte und demonstrative Hinwendung zum Judentum. Unter dem Dach des „Zentralausschusses für
Hilfe und Aufbau“ bemühten sich seit April 1933 alle wichtigen jüdischen Organisationen, den in der
deutschen Gesellschaft zusehends isolierten und verarmenden Juden wirtschaftliche, soziale und kulturelle
Unterstützung zu geben. Die schlimmste Diskriminierung der deutschen Juden bestand schließlich darin,
daß der Nachfolger des Zentralausschusses — die 1938 von den Nationalsozialisten verordnete und ein-
gesetzte „Reichsvereinigung der Juden in Deutschland“ — von 1939 bis 1943 gezwungen wurde, für die
Verfolgung und Vernichtung der Juden administrative Hilfsdienste zu leisten.


